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„Wer den Tod liebt, kann ihn haben“
Bundesinnenminister Otto Schily, 71, über das neue Interesse al-Qaidas an 

Deutschland, die gezielte Tötung von Terroristen und den Vorschlag einer Sicherungshaft für Islamisten 
Schily: „Angst erzeugen ist das Ziel von Terrori
SPIEGEL: Herr Minister, das vor-
vergangene Woche ausgestrahl-
te Versöhnungsangebot von Ter-
rorchef Osama Bin Laden wurde
eigens mit einer deutschen Über-
setzung übermittelt. Ist Deutsch-
land zum Top-Adressaten von
Qaida-Botschaften avanciert?
Schily: Wir haben das Band sehr
sorgfältig analysiert. Nach Ein-
schätzung der Sicherheitsbehör-
den hat sich die Gefährdungsla-
ge dadurch nicht geändert. Wir
sind ja schon in früheren Bot-
schaften ausdrücklich genannt
worden. Ich habe stets betont:
Die Gefahrenlage ist gleich blei-
bend hoch, da darf es keine Illu-
sionen geben.
SPIEGEL: Osama Bin Laden stellt den im
Irak und in Afghanistan engagierten Eu-
ropäern ein Ultimatum von drei Monaten,
sich zurückzuziehen. Wie lange sollen
deutsche Truppen noch am Hindukusch
stationiert bleiben?
Schily: Ich kann Sie nicht daran hindern,
das als Ultimatum zu verstehen. Ich be-
werte dies als eine weitere Drohung, wie es
sie schon häufig gegeben hat.
SPIEGEL: Immerhin schließt sich an das An-
gebot eine düstere Prophezeiung an: „An

Minister 
Anschlag in Madrid (am 11. März): „Nicht erst 
diejenigen, die Versöhnung ablehnen und
Krieg wollen: Wir sind bereit.“
Schily: Es kann etwas nach drei Monaten
oder nach drei Jahren passieren – oder
auch überhaupt nichts. Aber wir werden
uns nicht irgendwelchen Ultimaten eines
Gangsterführers und Verbrechers beugen.
Es wäre ein Debakel sondergleichen, wenn
wir uns aus Afghanistan zurückzögen. Wir
würden damit zulassen, dass wieder Ter-
rorlager entstehen und die Bedrohung
wachsen würde. Wenn wir uns einer Er-
handeln, wenn der Blitz einschlägt“ 
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pressung Bin Ladens beugen,
wird das solche Gruppen nur er-
mutigen.
SPIEGEL: Allen Offensiven der
Amerikaner zum Trotz fühlt sich
Bin Laden offensichtlich so sou-
verän, dass er staatsmännisch
Angebote unterbreitet. Ist al-Qai-
da schon wieder so stark wie vor
dem 11. September 2001?
Schily: Das Netzwerk ist nach wie
vor sehr schlagkräftig. Für uns
wie für alle anderen heißt das,
dass wir unsere Bemühungen
weiter verstärken müssen, auch
wenn das leichter gesagt als getan
ist. Es gibt leider immer noch ge-
wisse Schwächen.
SPIEGEL: Beispielsweise?

Schily: Ich bin überzeugt, dass alle irgend-
wie verfügbaren Informationen viel stärker
zentralisiert ausgewertet und internatio-
nal, insbesondere im Rahmen der Eu-
ropäischen Union, ausgetauscht werden
müssen. Ich gratuliere der spanischen Po-
lizei zu ihrer erfolgreichen Aufklärung der
Madrider Anschläge. Aber selbst die durch
die Eta so terrorerfahrenen Spanier haben
die Anschläge nicht im Vorfeld vereiteln
können – obwohl einige der Tatverdächti-
gen schon seit Jahren bekannt waren. Wir
lernen auch daraus wieder, dass wir zum
frühestmöglichen Zeitpunkt aktiv werden
müssen. Wir müssen schon die Gewitter-
neigung erkennen und dürfen nicht erst
handeln, wenn der Blitz einschlägt.
SPIEGEL: Sie glauben nicht daran, dass bes-
sere Schutzmaßnahmen Anschläge ver-
hindern können?
Schily: Es ist eine vollkommen absurde Vor-
stellung, dass wir alle potenziellen Ziele

sten“
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eue Bin-Laden-Botschaft
Nach wie vor sehr schlagkräftig“ 
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„Viele Muslime wollen das 
Gespräch, sind aber nicht bereit,

kritische Fragen zuzulassen.“ 
schützen könnten. Diese Art des Terroris-
mus zeichnet sich gerade dadurch aus, eine
möglichst große Zahl von Menschen in so
genannten weichen Zielen umzubringen –
egal ob in Discotheken, Vorortzügen oder
Bürogebäuden.
SPIEGEL: Hat die Botschaft des Terrorismus
nicht schon immer auch denjenigen gegol-
ten, die überleben – und nicht nur den Op-
fern?
Schily: Richtig. Und deshalb gibt es nur zwei
Wege, die gleichzeitig beschritten werden
müssen: eine frühzeitige Aufdeckung von
Anschlagsplänen. Und eine geistig-politi-
sche Auseinandersetzung, um den Einfluss
radikaler Gruppierungen zurückzudrängen.
Ich kann allerdings verstehen, dass der eine
oder andere angesichts der derzeitigen
Weltlage in Pessimismus verfällt.
SPIEGEL: Die Menschen haben einfach
Angst.
Schily: Ja, aber wir dürfen uns von der
Angst nicht beherrschen lassen. Wir müs-
sen Risikobewusstsein und Wachsamkeit
entwickeln. Doch wir dürfen uns nicht in
einen ständigen Angstzustand hinein-
manövrieren. Wir sollten nicht vor lauter
Gram unsere Lebensfreude verlieren.
SPIEGEL: Müssen Sie der Bevölkerung nicht
sagen: Wappnet euch mit einem gewissen
Gleichmut, es kann einen Anschlag geben?
Schily: Auch das gehört dazu, Gelassenheit
zu wahren. In dieser Hinsicht können wir
uns ein Beispiel an anderen Ländern neh-
men.
SPIEGEL: Verspürt eigentlich die Privatper-
son Otto Schily Angst?
Schily: Ich habe mir das eigentlich abge-
wöhnt. Angst ist genau das Ziel, das Ter-
roristen erreichen wollen. 
SPIEGEL: Was sind Ihrer Ansicht nach al-
Qaidas Motive?
Schily: Das ist eine geistige Deformation,
der schwer auf die Spur zu kommen ist.
Was denkt ein Mohammed Atta, der das
Leben noch vor sich hat mit allen Chan-
cen? Was passiert mit einem Bin Laden,
der aus einer steinreichen Familie kommt?
Es gibt offensichtlich eine geistig-politische
Disposition, aus der heraus sich solche
Handlungen ergeben. Bei der Roten Ar-
mee Fraktion war seinerzeit immerhin
noch ein Rest Rationalität vorhanden, was
letztlich dazu geführt hat, dass sie sich auf-
gelöst hat.
SPIEGEL: Die geistig-politische Auseinan-
dersetzung wird nicht ohne einen Dialog
mit der muslimischen Welt auskommen.
Schily: Ja, wir müssen dringend einen Dia-
log in Gang bringen. Dazu gehört auch
eine kritische, aber faire Auseinanderset-
zung in den Schulen und an den Univer-
sitäten.
SPIEGEL: Das Problem ist doch, dass große
Teile der muslimischen Gemeinschaft Ihr
Dialogangebot höflich ignorieren.
Schily: Das ist ein zugegeben schwieriges
Unterfangen. Viele Muslime wollen zwar
das Gespräch, sind aber leider nicht bereit,
kritische Fragen zuzulassen. Ich habe bei ei-
ner SPD-Veranstaltung vor einiger Zeit eine
These aufgestellt: Zur Religionsfreiheit nach
unserem Verständnis muss auch die Mög-
lichkeit gehören zu behaupten, dass der
ganze Islam ein Irrtum ist. Die Reaktionen
waren ziemlich heftig: von wütenden Brie-
fen bis hin zu einer offiziellen Demarche ei-
ner arabischen Regierung. Die Aufregung
über eine im Grunde harmlose Bemerkung
zeigt, dass die Kultur des Dialogs noch nicht
sehr weit ausgeprägt ist. 
Immerhin: Nach den Anschlägen von Ma-
drid haben wir in deutschen Moscheen die
Beobachtung gemacht, dass die Taten nicht
begrüßt wurden. Das war nach dem 11.
September 2001 noch anders, da gab es
viel Häme und zum Teil sogar Freudenbe-
kundungen. Inzwischen zeichnet sich ein
gewisser Wandel ab.
SPIEGEL: Wie erklären Sie es sich, dass mi-
litante Islamisten trotz zaghafter Dialog-
bemühungen und jahrelanger Repression
mehr Zulauf haben denn je?



Hamburger Islamist Mzoudi
„Gefahr für die nationale Sicherheit“
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Schily: Es gibt leider diverse Konfliktherde
auf dieser Welt, die das terroristische Po-
tenzial weiter aufladen. Dazu gehört der
Palästina-Streit oder die Lage im Irak. Wir
befinden uns in einem grundlegenden zi-
vilisatorischen Konflikt, der zwischen ei-
nem teils extremistischen muslimischen
Fundamentalismus auf der einen Seite und
einer westlichen Lebenswelt auf der ande-
ren Seite ausgetragen wird, die als deka-
dent und verderbt empfunden wird …
SPIEGEL: … und die in dem gleichsam
schlichten wie plakativen Gegensatz der
Attentäter von Madrid mündet: „Ihr liebt
das Leben, wir lieben den Tod.“
Schily: Dieser Satz ist wirklich eine starke
Provokation. Ich habe ihn übrigens nicht
erst jetzt, sondern schon früher gelesen … 
SPIEGEL: … von dem Hamburger Todespi-
loten Ziad Jarrah, der bereits im Oktober
1999 handschriftlich notierte: „Ich bin zu
euch gekommen mit Männern, die den Tod
lieben, genauso, wie ihr das Leben liebt.“
Schily: Diese Haltung, die das eigene Leben
und das von anderen nicht achtet, zieht
sich seit Jahrhunderten als Leitmotiv durch
die Geschichte. Die Terroristen sollten aber
wissen: Wenn ihr den Tod so liebt, dann
könnt ihr ihn haben.
SPIEGEL: Wie bitte?
Schily: Das heißt: Wer den Tod liebt und
das Leben anderer in Frage stellt, der muss
auch mit dem eigenen Tod rechnen.
SPIEGEL: Wir hätten nicht gedacht, dass wir
den Rechtsanwalt und Politiker Otto Schi-
ly noch als Verfechter der Todesstrafe er-
leben dürfen.
Schily: Nein, nein, ich bin ein entschie-
dener Gegner der Todesstrafe und werde
das mein Lebtag auch bleiben. Aber wir
müssen und werden uns zur Wehr 
setzen – notfalls auf eine Art, die das 
Leben der Terroristen nicht schonen kann.
Der Kampf gegen den Terrorismus er-
fordert im Extremfall wie etwa in Af-
ghanistan auch den Einsatz militärischer
Mittel.
SPIEGEL: So, wie die Israelis oder die US-
Amerikaner, die 2002 einen jemenitischen
Qaida-Repräsentanten und fünf seiner Be-
gleiter per Rakete liquidierten?
Schily: Das ist ein sehr problematischer
Fall, der unserem Rechtsverständnis nicht
entspricht. Aber eine klare rechtliche
Einordnung dieser Sachverhalte im inter-
nationalen Kontext steht noch aus. Im
Krieg nehmen wir uns das Recht, den Geg-
ner zu töten. Gibt es nicht sogar ein Not-
wehrrecht gegenüber Terroristen, die Mas-
senmorde planen? Das führt uns zu der
Frage, ob im äußersten Fall auch die Tö-
tung einer Person als Notwehr zu recht-
fertigen ist.
SPIEGEL: Und zu welcher Antwort sind Sie
gekommen?
Schily: Das ist eine sehr heikle Frage.
SPIEGEL: Verstehen wir Sie richtig: Sie
schließen gezielte Tötungen nicht aus?
Schily: Das habe ich nicht gesagt … 
SPIEGEL: … aber allein das Nachdenken
darüber lässt doch schon die Option zu.
Wir erinnern uns an ein SPIEGEL-Ge-
spräch vor einem halben Jahr, wo Innen-
minister Schily gefordert hat, die Staaten-
gemeinschaft müsse nach Antworten auf
solche Fragen suchen. Zu welchem Ergeb-
nis hat die Diskussion geführt?
Schily: Da verschwimmen inzwischen die
Grenzen von Strafrecht, Polizeirecht und
Kriegsrecht. Die Fragen sind so schwierig,
dass es darauf noch keine schlüssigen Ant-
worten gibt.



Guantanamo: „Eine Art Sicherungshaft ist denk
SPIEGEL: Vielleicht wollen viele
Staaten diese Grauzone gar
nicht aufklären. Die US-Ameri-
kaner haben offenbar weni-
ger Skrupel, einen Verdächtigen
zu liquidieren oder ihn nach 
Guantanamo zu schicken, als
ihn vor ein ordentliches Gericht
zu bringen.
Schily: Das Problem für die Po-
litik ist, dass sie mitunter han-
deln muss, bevor die richtigen
Kategorien gefunden sind.
SPIEGEL: In Zeiten von Guan-
tanamo und anderen Verfeh-
lungen würden wir schon gern
wissen, wann es sich ein Staat
anmaßt, Verdächtige ohne Ge-
richtsverfahren dauerhaft weg-
zuschließen oder gar zu liqui-
dieren.
Schily: Wir müssen unterschei-
den zwischen der Situation, der
wir uns in Europa gegenüberse-
hen, und der Lage außerhalb.
Innerhalb Europas wehren wir
uns gegen den Terrorismus im
Rahmen der Kriminalitätsbe-
kämpfung. Das schließt etwa 
gezielte Tötungen aus – mit 
Ausnahme bestimmter Notwehr- oder Not-
standsmaßnahmen im Sinne des so 
genannten finalen Rettungsschusses.
SPIEGEL: Das heißt, innerhalb Europas
führen wir keinen Krieg, sondern einen
Kampf gegen den Terrorismus?
Schily: Ja, wir haben aber außerhalb Eu-
ropas, beispielsweise in Afghanistan, mili-
tärische Mittel eingesetzt, auch mit ent-
sprechenden so genannten Kollateralschä-
den. Das ist dann Krieg. Wenn wir aber
sagen, dass es im Extremfall zulässig ist,
hochgefährliche Angreifer sogar zu töten,
dann ist es nur konsequent, schon im 
Vorfeld deren Bewegungsfreiheit einzu-
schränken. Damit sind wir bei der schwie-
rigen Frage, wo die Grenze zwischen 
militärischen und polizeilichen Mitteln
verläuft.
SPIEGEL: In Guantanamo sind die Häftlin-
ge weder Kriegsgefangene noch Kriminel-
le, sondern schlicht Outlaws.
Schily: Guantanamo halte ich für sehr pro-
blematisch. Die Gefangenen müssen einen
Rechtsstatus erhalten.

US-Lager 
48

Minister Schily, SPIEGEL-Redakteure*
„Wir müssen uns zur Wehr setzen“ 
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SPIEGEL: Und welchen?
Schily: Wir könnten im Polizeirecht eine
Grundlage für eine Art Sicherungshaft
schaffen, die den Inhaftierten bestimmte
Rechte zubilligt wie etwa anwaltlichen Bei-
stand und gerichtliche Überprüfung … 
SPIEGEL: … was die US-Regierung partout
vermeiden möchte. Die deutlichsten Wor-
te dazu hat bezeichnenderweise nicht die
Politik, sondern die Justiz in Form des Bun-
desgerichtshofs gefunden. Der Vorsitzende
Richter Klaus Tolksdorf hat gemahnt, staat-
liche Reaktionen dürften nicht in einen
„wilden, ungezügelten Krieg“ ausarten.
Stimmen Sie dem zu?
Schily: Diesen Satz kann ich unterschrei-
ben. Aber wir müssen uns trotzdem der
Herausforderung stellen, was wir mit Per-
sonen machen, von denen eine Gefahr für
unsere nationale Sicherheit ausgeht.
SPIEGEL: Was würden Sie als ausreichend
für eine Ausweisung ansehen? Einen Auf-
enthalt in einem Qaida-Lager?
Schily: Das ist das anschaulichste Beispiel.
Es gibt darüber hinaus eine breite Palette
anderer Fallgestaltungen.
SPIEGEL: Einen Kampfeinsatz in Tsche-
tschenien?
Schily: Wenn sich daraus eine Gefahren-
prognose ergibt: ja.
SPIEGEL: Wenn jemand Dschihad-Videos
vertreibt?
Schily: Bei positiver Gefahrenprognose
ebenfalls. Die entscheidende Frage ist im-
mer: Ist die Anwesenheit einer Person eine
objektive Gefahr für unser Land, die wir 

* Holger Stark, Georg Mascolo und Ralf Neukirch auf
dem Dach des Innenministeriums.
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nicht akzeptieren können?
Wenn das so ist, dann muss die
Möglichkeit bestehen, diese Per-
son außer Landes zu bringen,
auch wenn sie behauptet: „Ich
bin jetzt friedlicher Gemü-
sehändler geworden.“ 
SPIEGEL: Wer soll darüber ent-
scheiden, wer raus muss? Sie
selbst?
Schily: Darüber reden wir gera-
de im Vermittlungsausschuss. In
der Regel sollte die Entschei-
dung eine Landesbehörde tref-
fen. Der Bundesinnenminister
sollte jedoch die Möglichkeit ha-
ben, die Entscheidung bei Fällen
von besonderer Bedeutung an
sich zu ziehen.
SPIEGEL: An welche Fälle den-
ken Sie? An die beiden Marok-
kaner Mounir al-Motassadeq
und Abdelghani Mzoudi, die
freigelassen wurden, obwohl sie
im Verdacht stehen, die An-
schläge vom 11. September un-
terstützt zu haben? 
Schily: Ja. Motassadeq hat sogar
zugegeben, in einem Qaida-La-
ger gewesen zu sein. Und dass

jemand wie Mzoudi sich einen Studien-
platz in Deutschland einklagen kann, ist
der Gipfel der Absurdität.
SPIEGEL: Und wer überprüft Ihre Entschei-
dung?
Schily: Nach meiner Vorstellung ein Spe-
zialsenat des Bundesverwaltungsgerichts.
Und wir werden das Verfahren deutlich
straffen müssen.
SPIEGEL: Ankündigungen dieser Art gibt 
es seit dem 11. September 2001. Wann 
wird der erste Kandidat wirklich draußen
sein? 
Schily: Das könnte innerhalb dieses Jah-
res möglich sein. Ich bin zuversichtlich, 
dass wir uns im Vermittlungsverfahren 
auf eine vernünftige Regelung einigen wer-
den.
SPIEGEL: Über wie viele Leute reden wir?
Ihr bayerischer Kollege Günther Beckstein
will mehr als 1000 Kandidaten gezählt ha-
ben. 
Schily: Ich will mich nicht auf Zahlen fest-
legen. Viel wichtiger ist die Frage: Kann 
ich die Personen auch wirklich abschie-
ben?
SPIEGEL: Ihre Verdächtigen kommen aus
Marokko, Ägypten, Tunesien. Dort droht
ihnen vielfach Folter oder Tod. 
Schily: Ich wüsste nicht, warum wir Mzou-
di nicht nach Marokko schicken sollten.
Aber natürlich gibt es Länder, in denen
Folter und Todesstrafe drohen. Dann kön-
nen wir nicht abschieben und müssen über-
legen, was getan werden kann. Denkbar ist,
ihre Bewegungsfreiheit über Aufenthalts-
beschränkungen und Meldeauflagen so ein-
zuschränken, dass wir die Leute unter Kon-
trolle halten können.
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SPIEGEL: Ihr britischer Kollege David Blun-
kett geht noch einen Schritt weiter und
schlägt Sonderprozesse vor, in denen statt
Beweisen auch Wahrscheinlichkeiten für
eine Verurteilung ausreichen. Das wäre 
das Ende des Rechtsstaats, wie wir ihn
kennen.
Schily: Bei Strafverfahren sollten wir von
unseren bewährten Grundsätzen nicht ab-
gehen. Eine andere Frage ist, ob ein Frei-
heitsentzug aus polizeilicher Sicht not-
wendig sein kann. Wir nehmen heute ja
schon Hooligans in so genannten Unter-
bindungsgewahrsam.
SPIEGEL: Mit dem Unterschied, dass die
nach einem Fußballspiel wieder freikom-
men.
Schily: Trotzdem können wir der Frage
nicht ausweichen, was wir mit Personen
machen, die wir für eine massive Gefahr
für unser Land halten. Wenn wir sie nicht
Probe eines mit Nitrofen verseuchten Futtermit
Missbildungen bei Föten

„Was passiert denn in 
diesem Land, wenn es hier einen

Anschlag wie in Madrid gibt?“
Minister Backhaus, Künast (2002)
Lasche Gesetze gegen Panscher 
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abschieben können, ist es im Extremfall
möglicherweise notwendig, sie für eine
Weile in Haft zu nehmen. 
SPIEGEL: Was ist da mit dem Innenminister
Otto Schily passiert? Als mehrere unions-
geführte Länder einen ähnlichen Vorschlag
im Bundesrat einbrachten, haben Sie noch
argumentiert, das wäre der erste Schritt in
Richtung Guantanamo.
Schily: Es hindert mich ja niemand, noch
einmal nachzudenken. Wir müssen doch
die Frage beantworten: Was tun wir, wenn
wir gefährliche Personen nicht außer Lan-
des bringen können? 
SPIEGEL: Vielleicht gehört zur Wahrheit,
dass wir mit einer bestimmten Zahl an 
gefährlichen Personen einfach leben müs-
sen.
Schily: Wir müssen aber alles daranset-
zen, die Risiken so weit wie möglich zu
verringern.
SPIEGEL: Haben Terroristen nicht bereits ei-
nes ihrer Ziele erreicht, wenn eine Gesell-
schaft wie unsere ernsthaft erwägt, Per-
sonen wegzuschließen, die sich bisher 
strafrechtlich nichts zu Schulden haben
kommen lassen?
Schily: Sicherlich müssen wir auf der Hut
sein, dass bei der Terrorismusbekämpfung
nicht elementare Grundsätze des Rechts-
staats aufgegeben werden.
SPIEGEL: Sie haben aber offenbar schon
eine Antwort: nein.
Schily: Wir haben die Pflicht, die Menschen
zu schützen. Was passiert denn in diesem
Land, wenn es hier einen Anschlag nach
dem Muster von Madrid gibt? Was ge-
schieht dann mit einer Gesellschaft, in der
es ohnehin Spannungen gibt? Darauf muss
der Staat eine Antwort haben.
SPIEGEL: Herr Bundesinnenminister, wir
danken Ihnen für dieses Gespräch.
50
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Starker Geruch
Leise beerdigen Staatsanwälte den

Nitrofen-Skandal – obwohl 
Wissenschaftler feststellten, dass das 

Pestizid hochgefährlich war.
Der Toxikologe von der Universität
Rostock brütete mehr als acht Mo-
nate über der Frage, wie gefährlich

Nitrofen denn nun wirklich für den Men-
schen ist. Und dann kam Gerhard Hennig-
hausen zu dem Schluss, dass das Unkraut-
vernichtungsmittel „wegen seiner Krebs
erregenden und potenziell erbgutschädi-
genden Wirkungen auch in geringen Dosen
ein nicht akzeptables Risiko“ darstelle.

Jenes Gift, das über eine verseuchte La-
gerhalle in Malchin erst ins Getreide-Fut-
termittel gelangte und im Sommer 2002
schließlich im Geflügelfleisch deutscher
Ökobetriebe entdeckt wurde, könne be-
sonders in Lebensmitteln für Schwangere,
selbst in kleinsten Mengen, schlimme Fol-
gen haben. In einem bisher unter Ver-
schluss gehaltenen 94-seitigen Gutachten
wiesen sieben Wissenschaftler aus Rostock
nach, dass schon der Verzehr eines nitro-
fenverseuchten Putenschnitzels oder meh-
rerer Eier ausgereicht haben könnte, um
schwere Missbildungen bei Föten hervor-
zurufen.
Für Juristen aber war der Lebensmit-
telskandal halb so schlimm. Die Staatsan-
waltschaft in Neubrandenburg, die das
Gutachten in Auftrag gegeben hatte, stell-
te vorvergangene Woche das Verfahren ge-
gen beteiligte Firmen ein. Es könne nicht
der Nachweis erbracht werden, dass das
„Inverkehrbringen nitrofenbelasteten Ge-
treides die menschliche Gesundheit kon-
kret gefährdet“ hätte. Denn die Ermittler
hätten nach dem Futtermittelgesetz bewei-
sen müssen, dass Nitrofen bei einer be-
stimmten Person Krebs erzeugt oder den
Fötus einer Schwangeren missgebildet hat.
d e r  s p i e g e l 1 8 / 2 0 0 4
Doch nach solchen Opfern hatten die
Staatsanwälte gar nicht erst gesucht. 

So bleibt die Nitrofen-Affäre nicht nur
Musterbeispiel für eine lückenhafte Le-
bensmittelkontrolle. Sie wird auch zum
Nachweis der Machtlosigkeit von Politi-
kern gegenüber der Lebensmittelindustrie. 

Denn die grüne Verbraucherschutzmi-
nisterin Renate Künast hatte im Juni 2002
vor dem Bundestag gefordert, die Verant-
wortlichen für den Skandal müssten „auch
bestraft werden“. Und Mecklenburg-Vor-
pommerns Landwirtschaftsminister Till
Backhaus (SPD) zeigte sich in der vergan-
genen Woche „enttäuscht“ über die Ver-
fahrenseinstellung. Er prüfe einen Ein-
spruch, sagte Backhaus zunächst, das habe
mit der „Glaubwürdigkeit von Politik und
Justiz zu tun“.

Das Ministerium fand jedoch, so ein Spre-
cher, dann keine Möglichkeit, „das Verfah-
ren nochmals aufzurollen“. Künast sagte
gar nichts mehr – statt das rechtliche Pro-

blem anzupacken, „strei-
chelt sie lieber Öko-
schweine“, stichelt Thilo
Bode, Geschäftsführer der
Verbraucherorganisation
„foodwatch“. Es sei ab-
sehbar, dass Futtermittel-
Panscher beim nächsten
Lebensmittelskandal auf
Grund lascher Gesetze
wieder gut davonkämen.

Dabei wies die Halle in
Malchin so „gravierende
Mängel“ auf, dass die Ver-
seuchung ausgereicht hät-
te, wie ein Rostocker In-
genieur errechnete, um
bis zu 592000 Tonnen Ge-
treide zu kontaminieren.

Zudem muss die Gefahr allen Beteilig-
ten klar gewesen sein – es stank erbärm-
lich in der Nitrofen-Halle. Der Toxikologe
Hennighausen sah sich deshalb am Ende
des Gutachtens zu einer ungewöhnlich
klaren Aussage veranlasst. 

Dass „der starke Geruch nach Chemi-
kalien“ nicht vom gelagerten Getreide
herrühren könne, schrieb der Rostocker
Giftexperte, „muss nach menschlichem
Ermessen jedem Bürger, unabhängig von
seiner Bildung und Verantwortung, beim
Betreten der Halle aufgefallen sein“.

Udo Ludwig
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